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Die öſterreichiſche Reichsvertretung. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
VI. 


In den erſten Tagen des April 1861 verſammelten ſich die 
Landtage Oeſterreich-Ungarns bis auf jene Siebenbürgens und Lombardo— 
Venedigs, für welche es noch an der erſt zu ſchaffenden Exiſtenzbaſis fehlte. 

Die Beſchickung des auf den 29. April einberufenen Reichsrathes 
war natürlich in allen Laudtagen der wichtigſte Berathungsgegenſtand. 

In den außerungariſchen Landtagen kam bis auf jenen Iſtriens 
die Entſendung der Reichsrathsabgeordneten ſoſort zu Stande und 
auch in Iſtrien ward die Beſchickung des Reichsrathes nach der Auf— 
löſung des Landtages von der neugewählten Vertretung vorgenommen. 

Hingegen ſcheiterte in Lombardo-Venedig der Verſuch vollſtändig, 
die Beſchickung des Reichsrathes durch eine Art directer Wahlen, näm— 
lich durch von den Congregationen auf Grund von Gemeindevorſchlägen 
gewählte Abgeordnete zu bewirken. Lombardo-Venedig blieb ein im 
öſterreichiſchen Reichsrathe unvertretenes Land. Desgleichen war die Ver⸗ 
tretung Tirols ſofort eine unvollſtändige, weil die meiſten Abgeordneten 
aus Wälſchtirol dem Landtage ferne geblieben waren und daher die 
Wahlen nicht aus allen Gruppen vollzogen werden konnten. 

In den Ländern der öſtlichen Reichshälfte endlich, und das war 
von entſcheidender Wichtigkeit, kam die Beſchickung des Reichsrathes in 
der erſten Seſſion nirgends zu Stande. Siebenbürgen war hiezu gar 
nicht aufgefordert worden, der croatiſche Landtag lehnte die Wahl aus— 
drücklich ab und der ungariſche Landtag kam nicht einmal dazu, zu der 
Frage beſonders Stellung zu nehmen. Die beiden Adreſſen des Land— 
tages und die bezüglichen königlichen Reſcripte berühren blos die Frage 
der Rechtsbeſtändigkeit der ungariſchen und öſterreichiſchen Verfaſſung 
und der „abgeriſſene Faden der Unterhandlungen“ machte eine Verhand⸗ 
lung über die Reichsrathsbeſchickung vollends unmöglich. 

Als der Reichsrath am 29. April zu feiner erſten Seſſion zu 


ihn heran; wie ſehr mau ihr auch auszuweichen ſuchte, ſie ward bei 
jedem Berathungsgegenſtande neu geſtellt. Der Reichsrath war einbe— 
rufen worden ohne Bezeichnung, ob er der engere oder der geſammte 
ſei, die Thronrede vom 1. Mai ſtellte Vorlagen in Ausſicht, welche in 
beide Competenzen eingriffen, und desgleichen wurden von dem Staats- 
miniſterium am 11. Mai Vorlagen von beiderlei Art dem Abgeord— 
netenhauſe angekündigt. Allein ſchon bei der Berathung des Immunitäts⸗ 
geſetzes (am 27. Mai) wurden aus dem Hauſe ſelbſt heraus Zweifel 
an der Competenz erhoben und der Verſammlung ſogar der Charakter 
des engeren Reichsrathes abgeſprochen. Am 5. Juni endlich, als die 
Frage der Miniſterverantwortlichkeit durch die parlamentariſche Initiative 
zur Verhandlung kam, erklärte die Regierung, es ſei wohl der „geſammte 
Reichsrath einberufen worden, ſeine Conſtituirung aber erſt ſo weit 
gediehen, daß er als der engere anerkannt werden könne“. 

Der Drang der Umſtände nöthigte aber die Regierung und den 
Reichsrath bald, den Boden dieſer Competenz zu verlaſſen und auf 
jenen der Competenz des Geſammtreichsrathes überzugreifen. Die 
Schwierigkeit, die Brücke hiezu zu finden, war nicht ſo ſehr durch 
Ungarn gegeben, denn dieſem Lande gegenüber hatte man ſich auf den 
Standpunkt der Rechtsverwirkung geſtellt. Die kaiſerliche Botſchaft vom 
22. Auguſt hatte mit Zuſtimmung der Majorität des Parlaments 
erklärt, „die ungariſche Verfaſſung ſei durch die revolutionäre Gewalt 
nicht nur gebrochen, ſondern von Rechtswegen verwirkt und auch fac⸗ 
tiſch beſeitigt,“ das Hinderniß, die Competenz des Geſammtreichsrathes 
zu üben, lag daher für Regierung und Reichsrath nur in dem Um⸗ 
ſtande, daß Siebenbürgen zur Beſchickung des Reichsrathes gar nicht 
aufgefordert war. Dieſes Hinderniß wurde in der erſten Seſſion auch 
nicht hinweggeräumt, ſondern der Reichsrath ſchritt ſchließlich am 
17. December 1861 kraft kaiſerlicher Ermächtigung zur Berathung des 
Budgets, deſſen Feſtſtellung der Krone auf Grund des § 13 des Grund- 
geſetzes zuſtand, und wiederholte dieſen Vorgang am 17. Juli 1862, 
beide Male trotz des Proteſtes von Seite Seiner eigenen Rechten; factiſch 
übte alſo der Reichsrath in feiner 20 monatlichen erſten Seſſion abwech— 
ſelnd die Functionen des engeren und geſammten Reichsrathes. 

Dieſe Thätigkeit für ſich allein war natürlich nicht hinreichend, 
um die Exiſtenz der Reichsvertretung vor jeder Anfechtung ficherzuitellen, 
aber ſie hat unzweifelhaft eine hiſtoriſche Thatſache geſchaffen, welche 
in der öſterreichiſchen Verfaſſungsgeſchichte ſchwerer wiegt, als alle 
vorausgegangenen Verfaſſungscodificationen. Hievon abgeſehen ſind in 
der erſten Reichsrathsſeſſion aber auch mehrere Geſetze geſchaffen worden, 
welche eine directe Ergänzung der das Reichsrathesinſtitut betreffenden 
Normen darſtellen, nämlich das Geſetz über die Geſchäftsordnung, ferner 
das Diäten⸗ ), das Immunitäts⸗ und Staatsſchuldcontrolgeſetz. 


) Das Geſetz vom 31. Juli 1861 über die Geſchäftsordnung trug zunächſt 
die in der Verfaſſung fehlende Beſtimmung über die Beſchlußfähigkeit des Reichs⸗ 
rathes nach, indem es als Erforderniß derſelben die Anweſenheit von hundert 
Mitgliedern im Abgeordnetenhauſe und von vierzig Mitgliedern im Herrenhauſe 


ſammentrat, drängte fi die Frage ſeiner Competenz unabweisbar an aufſtellte; es traf ferner Vorkehrungen hinsichtlich des Mandatsverluſtes, indem 


Bevor der Reichsrath zu feiner zweiten Seſſion zufammentrat 
(17. Juni 1863), geſchah der lange verſchobene. entſcheidende Schritt, 
um die Verfaſſung wenigſtens formell in ihrer Gänze zur Geltung zu 
bringen, der ſiebenbürgiſche Landtag wurde auf Grund einer oetroyirten 
proviſoriſchen Wahlordnung einberufen. Nach mehrmonatlichen Berathungen 
über heimiſche Angelegenheiten fanden im Hermannſtädter Landtage die 
Reichsrathswahlen ſtatt; gleichzeitig erfolgte die Ernennung von Herren⸗ 
hausmitgliedern aus Siebenbürgen, ſo daß der Reichsrath im October 
nach ſeiner Auffaſſung und nach jener der Regierung formell der 
„geſammte“ war. Unter Mitwirkung der ſiebenbürgiſchen Vertreter fand 
die Schlußberathung des Budgets für 1864 ihre Erledigung, das 
Finanzgeſetz wurde zum erſten Male im regelmäßigen Wege, unter 
Zuſtimmung des competeuten Reichsrathes, erlaſſen. 

Am 12. Februar 1864 ſchloß der Reichsrath ſeine zweite Seſſion, 
am 28. Februar verhängte ein kaiſerliches Manifeſt den Belagerungs⸗ 
zuſtand über Galizien. Von der Bedeutung der letztgenannten Maßregel 
für die öſterreichiſche Verfaſſungsgeſchichte wird im Verfolge die Rede jein. 

Im November 1864 trat der Reichsrath zu ſeiner dritten Seſſion 
zuſammen. Die Einberufung zu dieſer unterſchied ſich aber weſentlich 
von den früheren, indem ſie ausſchließlich auf die Competenz des 
geſammten Reichsrathes beſchränkt war. Ueber die Zuläſſigkeit dieſer 
Beſchränkung entſpann ſich eine lebhafte Controverſe. Einen Nachklang 
derſelben enthielt die Adreſſe des Abgeordnetenhauſes, indem ſie die 
ſtaatsrechtliche Nothwendigkeit der jährlich wiederkehrenden Thätigkeit 
des engeren Reichsrathes betonte. Eben dieſe Adreſſe ſprach auch das 


Verlangen aus, eine Darlegung der Gründe und Erfolge des Belagerungs-⸗ 


zuſtandes in Galizien zu erhalten, ein Verlangen, an welches ſich der 
langwierige Kampf mit der Regierung über die Auslegung des $ 13 
des Grundgeſetzes ſchloß. Die Frage, 
Regierung abſolute Giltigkeit oder nur proviſoriſche Geſetzeskraft hätten, 
kam indeß in der Seſſion nicht mehr zum Abſchluſſe. Die ganze Entwicklung 
wurde in andere Bahnen gedrängt. Das Miniſterium Schmerling 
fiel gerade in dem Momente, als es durch die erneute Einberufung des 
croatiſchen Landtages den Verſuch wieder aufgenommen hatte, die Verfaſſung 
in den öſtlichen Ländern zur Geltung zu bringen. Ende Juli 1865 trat 
das Miniſterium Belcredi an das Ruder und nahm die Löſung 
der Verfaſſungsfrage in einem anderen Geiſte in die Hand. 

Am 20. September 1865 wurden das kaiſ. Manifeſt und Patent 
erlaſſen, welche eine neue Epoche der Verfaſſungsentwicklung inaugurirten. 
Die „Siſtirung des Grundgeſetzes über die Reichsvertretung“ ſollte das 


Mittel ſein, um die Verfaſſung in jenen Ländern zur Anerkennung zu 


bringen, welche derſelben bisher hartnäckig widerſtrebten. So lange, 
heißt es im Siſtirungsmanifeſte, der Einklang in jenen Beſtimmungen 
fehle, welche das Februarpatent ſelbſt nur in ihrer Geſammtheit als 
die Verfaſſung bezeichne, ſei eine lebensvolle Entwicklung derſelben 


unmöglich; das Diplom und das Grundgeſetz über die Reichsvertrerung 


müßten daher vorerſt dem ungaxiſchen und eroatiſchen Landtage zur 
Annahme vorgelegt werden. Da dasſelbe Geſetz aber unmöglich in 
einem Theile des Reiches Gegenſtand der Verhandlung, in dem anderen 
allgemein bindend ſein könne, ſo ſei die Siſtirung der Wirkſamkeit des 
Geſetzes über die Reichsvertretung unabweislich, und zwar wegen des 


organiſchen Zuſammenhanges aller Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſowohl 


rückſichtlich der Competenz des geſammten als jener des engeren Reichs- 


rathes. Sobald die Verhandlungen mit den Landtagen Ungarns und Achtundvierziger⸗Artikel anerkannte und die Giltigkeit des Siebenbürger 


Croatiens zu einem befriedigenden Reſultate geführt hätten, ſollten vor 


es das Nichterſcheinen im Parlamente zu einem Falle der Mandatsverwirkung 
erhob, und erklärte ſchließlich den Eintritt von jenen Erſatzmännern für unzuläſſig, 
welche von den Landtagen auf Grund einer miniſteriellen Verordnung gewählt 
worden waren. 

Das in dringlicher Berathung angenommene Diatengeſetz führte ſür die 
Mitglieder des Abgeordnetenhauſes in einer den Verzicht ausſchließenden Weiſe 
ein Tagegeld und nach Maßgabe der Entfernung des Landtagsſitzes von Wien 
eine Reiſeentſchädigung ein. 

Das Immunitätsgeſetz ſicherte die Reichsrathsmitglieder vor Verhaftungen 
wahrend der Seſſion und vor Verfolgung wegen der Abſtimmungen und Aeuße⸗ 
rungen in ihrem Berufe. 

Das Geſetz über die Controle der Staatsſchuld endlich ſchuf in Ausfüh⸗ 
rung des Grundgeſetzes die parlamentariſche Staatsſchuldencommiſſion, welche aus 
je fünf Mitglieder jeden Hauſes zu beſtehen hatte. 

Es war ſomit in der erſten Seſſion des Reichsrathes die Stellung des⸗ 
ſelben nicht nur durch die einfache Logik der Thatſachen befeſtigt, ſondern die 
Competenz der Verſammlung und ihrer Glieder auch noch durch beſondere Geſetze 
gefeſtigt worden. 


ob die Nothverordnungen der 
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der Schlußfaſſung der Krone auch die legalen Vertreter der außer⸗ 
ungariſchen Länder zur Abgabe ihres gleichgewichtigen Votums aufge 
fordert werden. 

Die nähere Darlegung des Standpunktes des Septembermanifeſtes 
wurde durch die übereinſtimmenden Erklärungen der Statthalter in den 
öſterreichiſchen Landtagen gegeben. Dieſen Erklärungen zufolge lag die 
Bedingung der Giltigkeit der Februarverfaſſung in der Forderung jenes 
Octoberhandſchreibens, welches für die nicht beſtätigten 27 Artikel der 
ungariſchen 1848er Geſetze die landtägliche Reviſion ausdrücklich vor⸗ 
behalten hatte. Unter den legalen Vertretern der außerungariſchen 
Länder ſollten die Landtage gemeint ſein, das Votum derſelben ſollte 
einen lediglich berathenden Charakter beſitzen, die Entſcheidung in den 
Händen des Monarchen liegen. 

Die Abſicht des Septembermanifeſtes iſt unangreifbar; einen 
widerſpruchsvollen Verfaſſungszuſtand zu beſeitigen, die Baſis des öffent⸗ 
lichen Rechtes endlich zur allgemeinen Anerkennung zu bringen, das 
konnte allerdings nur das erſte Ziel jedes öſterreichiſchen Staatsmaunes ſein. 
Schweren Zweifeln muß aber die Methode des Siſtirungsminiſteriums 
begegnen und bei aller Anerkennung der Rückhaltloſigkeit des von demſelben 
verkündeten Standpunktes kann die Kritik nicht anders lauten, als daß 
die Klarheit des juriſtiſchen Urtheils und die Conſequenz des Wollens hier 
vielfach gefehlt hat. Die Widerſprüche der Februarverfaſſung ſollten 
beſeitigt werden, und man griff zu dieſem Zwecke zu einem modus 
procedendi, der nur geeignet war, die widerſpruchsvollſten Rechts— 
anſprüche zu wecken. Wir wollen dies kurz begründen. 

War die Vorausſetzung richtig, daß die Februarverfaſſung die 
Suſpenſivbedingung ihrer Wirkſamkeit in ſich ſelbſt enthielt, dann entſprach 
ihr die Siſtiruug des trotz der Bedingung geübten Geſetzes allerdings 
vollſtändig, aber nur inſoferne, als das Geſetz ein ſuſpenſiv bedingtes 
war. Die angezogene, aus dem ungariſchen Verfaſſungsrechte abgeleitete 
Bedingung berührte aber die außerungariſchen Länder gar nicht, aus 
dieſem Grunde konnte wohl das Inſtitut des geſammten, nicht aber 
jenes des engeren Reichsrathes in Frage geſtellt werden. Selbſt dann, 
wenn man der Anſicht huldigte, daß der engere und der geſammte 
Reichsrath nicht zwei, ſondern nur einen Vertretungskörper darſtellten, 
war unſeres Erachtens die Siſtiruug des engeren Reichsrathes eine 
inconſequente, unbegründete Maßregel. Auch dann blieb es nämlich voll— 
kommen möglich, daß ein und dasſelbe Organ zu der einen Function 
berechtigt, zu der anderen unberechtigt war, daß das Grundgeſetz über 
die Reichsvertretung in der einen Sphäre von einer Bedingung abhän⸗ 
gig, in der anderen von derſelben unabhängig war. 

Hatte ſomit das Septemberpatent ſelbſt ſich durch die Siſtirung 
des engeren Reichsrathes von der Grundlage entfernt, von der es 
ſeinen Ausgangspunkt genommen, ſo iſt das Verlaſſen der urſprünglich 
eingeſchlagenen Bahn noch augenfälliger von dem Momente an, als die 
Action mit den Landtagen beginnt. 

Im November wurde der ſiebenbürgiſche Landtag auf Grund einer 
neuen Wahlordnung nach Klauſenburg einberufen, um als Landtag ad 
hoc die Unionsfrage (mit Ungarn) zu entſcheiden: es war ſomit dem 
Wortlaute des Septemberpatentes entgegen Siebenbürgen in die Verhandlung 
der Verfaſſungsfrage in erſter Linie einbezogen. Und dieſer Act wider⸗ 
ſprach nicht nur dem Standpunkte des September, ſondern auch jenem, 
auf welchem die ungariſche Thronrede vom 10. December fußte. Wenn 
man, wie es hier geſchah, die formelle Rechtsbeſtändigkeit der ungariſchen 


Landtages von 1863 verwarf, dann konnte vielleicht der illegale Landtag 
factiſch noch immer in Wirkſamkeit gelaſſen werden, dann war aber 
jede neuerliche Erörterung der Unionsfrage eine juriſtiſche Unmöglichkeit. 
Es iſt daher ſehr begreiflich, daß die Logik der Thatſachen Schritt für 
Schritt von der formellen Anerkennung zur materiellen Wiederherſtellung 
des ungariſchen Verfaſſungsrechtes führte, und daß der Klauſenburger 
Landtag auf Grund ſeiner Repräſentation vom 18. December ſehr bald 
verſchwand, weil die Abgeordneten Siebenbürgens in den ungariſchen Land⸗ 
tag einberufen wurden. 

Das Schwergewicht der im Septemberpatente bezeichneten Ver⸗ 
handlungen ruhte natürlich im ungariſchen Landtage. Dieſe Verhand⸗ 
lungen nahmen Monate in Anſpruch, ſie kamen aber vor dem Kriege des 
Jahres 1866 nicht zum Abſchluß. Die Landtage der außerungariſchen 
Länder hatten mittlerweile ſpontan in die Frage eingegriffen und den 
verſchiedenartigſten Poſtulaten Ausdruck gegeben, das im ungariſchen Land⸗ 
tage zur Berathung der gemeinſamen Angelegenheiten eingeſetzte Comite 


hatte feinen Bericht noch nicht erftattet, als die Vertagung des ungariſchen 
Landtages Ende Juni 1866 erfolgte. 

Nach Schluß des Friedens begann die Action von Neuem. War 
dieſelbe aber ſchon früher unſicher geweſen, ſo fehlte ihr jetzt vollends 
die Kraft, den einmal eingenommenen Standpunkt bis zum Ende zu 
behaupten. 

Bevor die Verhandlungen mit den Vertretungen der öſtlichen 
Reichshälfte irgendwie abgeſchloſſen waren, wurden auch die außer— 
ungariſchen Länder in den Proceß hineingezogen, und zwar noch nach 
einer zweiten Richtung mit dem Septemberpatente in Widerſpruch, nicht 
mit ihren Landtagen, ſondern in der Form einer ad hoc zu ſchaffenden 
Geſammtvertretung. Am 2. Jänner 1867 erfloß das kaiſerliche Patent, 
welches die öſterreichiſchen Landtage auflöſte und einen „außerordent— 
lichen“ Reichsrath einberief. Dieſer außerordentliche Reichsrath hatte 
aus dem Herrenhauſe und aus einer Verſammlung von Landtags- 
delegirten zu beſtehen, welche von den einzelnen Landtagen in der Zahl 
des Grundgeſetzes von 1861, aber durch einfache Wahl, ohne Rückſicht 
auf Curien und Gruppen, gewählt werden ſollten. Er war als Ver— 
ſammlung ad hoc lediglich zur Behandlung der Verfaſſungsfrage, und 
zwar mit einer blos berathenden Competenz berufen, er unterſchied ſich 
ſomit in feiner Zuſammeunſetzung, wie in jenem Wirkungskreiſe weſent— 
lich von dem Reichsrathe des Februarpatentes. 

Dieſe Verſammlung iſt nur Project geblieben. Es iſt daher über- 
flüſſig, eine Entſcheidung des ſeinerzeit lebhaft geführten Meinungs- 
ſtreites zu verſuchen, ob die Beſchickung des außerordentlichen Reichs— 
rathes auch für jene möglich war, welche das Inſtitut des engeren und 
des geſammten Reichsrathes trotz der Siſtirung für unverändert rechts— 
beſtändig hielten. Was wir aber hier betonen müſſen, das iſt die Be— 
deutung, welche dieſer Verſuch in der öſterreichiſchen Verfaſſungsgeſchichte 
für die Entwicklung des Gedankens der Reichsvertretung hat. Er beweiſt, 
daß es ſelbſt den Gegnern der Februarverfaſſung unmöglich war, auf 
ihrem urſprünglichen Plane zu beharren und die öſterreichiſche Verfaſſungs— 
frage in und mit den Landtagen zum Austrage zu bringen. Sowie die 
Sache der Löſung nahe gebracht werden ſollte und in Oeſterreich eine 
Volksvertretung ihr Votum abzugeben hatte, ward jene Regierung ſelbſt, 
welche die Reichsvertretung des Februarpatentes ſiſtirt hatte, genöthigt, 
eine Reichsvertretung, wenn auch mit anderer Zuſammenſetzung und 
Competenz, in's Leben zu rufen, um eine Vermittlung zwiſchen den 
verſchiedenen Rechtsanſchauungen herzuſtellen. Form und Stellung der 
öſterreichiſchen Reichsvertretung mögen noch nicht zu feſter Ausgeſtaltung 
gelangt geweſen ſein, dafür, daß das Weſen einer über die einzelnen 
Länderindividualitäten hinausgreifenden Reichsvertretung im öſterreichiſchen 
Verfaſſungsleben feſte Wurzeln geſchlagen hatte, gibt gerade das Project 
des „außerordentlichen“ Reichsrathes lautredendes Zeugniß. 

Die neugewählten Laudtage kamen nicht in die Lage, der Beſchickungs— 
frage gegenüber Stellung zu nehmen. Ein neuer Miniſterwechſel hatte 
ſich vollzogen und damit war die Siſtirungsepoche abgeſchloſſen. In 
einer fait, Botſchaft vom 18. Februar an die Landtage wurde der außer— 
ordentliche Reichsrath als „gegenſtandslos“ bezeichnet, da die Ver— 
handlungen mit dem ungariſchen Landtage durch die Anerkennung der 
Achtundvierziger-Geſetze und durch die Bildung eines ungariſchen 
Miniſteriums bereits entſchieden waren. Die weſtöſterreichiſchen Laudtage 
vollzogen die Wahlen in den ordentlichen Reichsrath zum größten Theile 
ſofort, der böhmiſche und krainiſche nach einer Auflöſung und Neuwahl; 
der Reichsrath, welcher am 22. Mai 1867 zuſammentrat, hatte nur 
die Theilnahme der Abgeordneten czechiſchen Stammes zu vermiſſen und 
mit der Thatſache zu rechnen, daß der tiroliſche Landtag die Wahl 
nur mit Vorbehalt vorgenommen hatte. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die gleichzeitige Abhaltung zweier Verſammlungen eines und 
desſelben Vereines an zwei verſchiedenen Orten iſt nicht ſtatthaft. 
Am 30. April d. J. hatte der katholiſch-politiſche Volksverein 
in S. bei der Bezirkshauptmannſchaft S. die Anzeige erſtattet, daß er 
am 3. Mai d. J. zur ſelben Stunde in A. und St. zwei Wander⸗ 
verſammlungen abhalten werde. 
Die gedachte Bezirkshauptmannſchaft ſah ſich durch dieſe Anzeige 
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Anſchauung der genannten Behörde ein und derſelbe Verein, ſomit 
eine und dieſelbe juriſtiſche Perſon, welche auch nur durch Einen zur 
Vertretung des Vereines berufenen Vorſteher und Vorſitzenden vertreten 
wird, nur in Einer Vereinsverſammlung und nicht in zu gleicher Stunde 
an zwei verſchiedenen Orten ſtattfindenden Vereinsverſammlungen ſeine 
Wirkſamkeit bekunden könne und auch eine dieſer Anſchauung ertgegen- 
ſtehende Beſtimmung in den Statuten nicht enthalten ſei. 

Gegen dieſes Verbot der gleichzeitigen Abhaltung zweier Vereins⸗ 
verſammlungen ergriff die Vereinsvorſtehung den Recurs an die k. k. 
Landesregierung in S. und verſuchte in demſelben die Ausführungen 
der Bezirkshauptmannſchaft durch den Hinweis auf den Umſtand zu 
entkräſten, daß zahlreiche juriſtiſche Perſonen, wie Erwerbsgeſellſchaften 
und ſelbſt der Fiscus, ihrer Geſchäfte an verſchiedenen Orten durch 
unterſtehende Perſonen gleichzeitig betreiben laſſen, ſowie daß weder das 
Vereinsgeſetz, noch die Statuten des in Rede ſtehenden Vereines die 
Abhaltung mehrerer gleichzeitiger Wanderverſammlungen unter dem 
Vorſitze des Präſidenten, ſeines Stellvertreters oder, wie dies die Statuten 
für den Fall der Verhinderung der genannten Functionäre ausdrücklich 
geſtatten, unter dem Vorſitze eines Ausſchußmitgliedes verböten. 

Dieſem Recurſe hat die k. k. Landesregierung in S. mit Erlaß 
vom 10. Juni 1885, 3. 3750, aus nachſtehenden Gründen keine Folge 
gegeben: 

„Das Organ, welches den in Rede ſtehenden Verein als juriſtiſche 
Perſon repräſentirt, iſt im Sinne des Artikels IV der Vereinsſtatuten 
die ordentliche und außerordentliche Generalverſammlung. 

Dieſelbe ſtellt ſich ſohin im Gegenſatze zur Vereinsleitung, welche 
dieſe juriſtiſche Perſon nach außen hin als Bevollmächtigter vertritt, 
als der Verein ſelbſt dar. 

Die Generalverſammlung als das den Verein in ſeiner Gänze 
repräſentirende Organ kann nur Einmal rechtlich wirkſam vorhanden 
ſein, weil auch die repräſentirte juriſtiſche Perſon, der Verein, nur 
Einmal vorhanden iſt. Es unterliegt daher keinem Zweifel, daß von 
mehreren gleichzeitig einberufenen Vereinsverſammlungen nur Eine that- 
ſächlich und rechtlich den Verein ſelbſt darſtellt, und zwar auch dann, 
wenn in jeder dieſer Verſammlungen der Vorſitz von einer hiezu nach 
den Statuten berechtigten Perſönlichkeit geführt wird, da § 15 der Statuten, 
auf deſſen Wortlaut ſich der Recurrent beruft, lediglich beſtimmt, wer 
den Vorſitz in der als Generalverſammlung anzuſehenden Verſammlung 
zu führen hat, nicht aber daß überall dort, wo eine dieſer Verloren 
den Vorſitz führt, rechtlich auch eine Generalverſammlung vorhanden 
ſein müſſe.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte die Vorſtehung des kath.-politiſchen 
Volksvereines in S. den Recurs beim k. k. Miniſterium des Innern ei, 
welches mit Erlaß vom 12. October 1885, 3. 12.551, denſelben ls 
den Gründen der angefochtenen Regierungsentſcheidung, ſowie im Hebli L 
auf § 14, Abſ. 2 der Statuten, welcher nachſtehenden Wortlalt hat: 
„wn den auswärtigen Mitgliedern die Theilnahme an dem Sereme zu, 
erleichtern, wechſelt derſelbe unter ſtrenger Beachtung des 8 15, reſp. 12 
des Vereinsgeſetzes mit der Wahl des Verſammlunsortes“, keine 
Folge gab. W. 


Ob die Unterlaſſung der ſpeciellen Verſtändi⸗ung eines bekannten 

Anrainers einer gewerblichen Betriebsanlaze von der Abhaltung 

der Edictaltagfahrt unter allen Umſtänder einen caſſatoriſch rele⸗ 
vanten Formfehler des Verfahrens begründet. 


Ueber Einſchreiten des Franz So. um die Genehmigung der 
beabſichtigten Anlage einer Pechölbremerei zu G. ſchrieb die k. k. 


Bezirkshauptmannſchaft zu L. eine Edictaltagfahrt aus. Die Abhaltung 


der betreffenden Commiſſion wurd: vorſchriftsgemäß mittelſt Edictes all— 
gemein bekannt gegeben, die intereifirten Anrainer überdies noch von 
Seite des betreffenden Gemeindeamtes im mündlichen Wege verſtändigt. 
Auf Grund des Ergebniſſes der ſohin am feſtgeſetzten Tage abgehaltenen 
commiſſionellen Erhebung und Verhandlung ertheilte nun der „ ii 
Bezirkshauptmann zu L. mit Beſcheid vom 6. December 1884, 3. 14.069, 
die erbetene Genehmigung, nachdem keinerlei privat- oder adminiſtrativ⸗ 
rechtliche Anſtände gegen die Anlage erhoben wurden oder ſonſtwie 
vorlagen. 

Jacob M., welcher in demſelben Orte eine gleiche Induſtrie be- 
treibt, focht nun dieſe Entſcheidung mit einem Recurſe bei der k. k. 


veranlaßt, mit Decret vom 1. Mai d. J., Z. 6937 und 6938, die Statthalterei zu G. an. Deſſen Recurs fand jedoch ſeitens der zweiten 
Abhaltung nur Einer dieſer Verſammlungen zu geſtatten, da nach Inſtanz in dem Erlaſſe vom 20. December 1884, 3. 23.421, eine 


Zurückweiſung, und zwar aus dem Grunde, weil „nach den gepflogenen 
Erhebungen weder in feuerpolizeilicher, noch in ſanitärer Beziehung ein 
Anſtand beſteht und auf die gegentheilige Behauptung des Necurrenten 
um ſo weniger ein Gewicht gelegt werden kann, als derſelbe ein mit den 
eventuell gleichen Beläſtigungen verbundenes Gewerbe betreibt und es 
ihm nach dem eigenen Zugeſtändniſſe nur um die Abwehr einer ein— 
tretenden Concurrenz zu thun ift.“ 

Auch der Miniſterialrecurs des Jacob M. erzielte keinen beſſeren 
Erfolg. Das k. k. Miniſterium des Innern wies denſelben mit dem 
Erlaſſe vom 19. Februar 1885, Z. 1820, mit der Begründung zurück, 
daß „der Errichtung der fraglichen Betriebsanlage unter den vorge⸗ 
ſchriebenen Bedingungen weder aus feuerpolizeilichen, noch aus ſanitären 
Rückſichten gegründete Bedenken entgegen ſtehen.“ Was die von dem 
Beſchwerdeführer erſt in dieſem ſeinen Miniſterialrecurſe geltend gemachte 
Einwendung in formeller Beziehung anbelangt, daß er von der Abhal⸗ 
tung der Commiſſion nicht verſtändigt worden ſei, ſprach das k. k. Minis 
ſterium des Innern aus. daß dieſe Einwendung nicht ſtichhältig ſei, da 
„die Gemeindevorſtehung beſtätigt, die Verſtändigung der Anrainer 
wäre mündlich erfolgt, da ferner die Gattin des Beſchwerdeführers auch 
factiſch der Localerhebung beiwohnte und da endlich die Abhaltung der 
Verhandlung mittelſt Edietes kundgemacht wurde.“ Dr. V. P. 


Neft 


Wilhelm Neurath, Doctor der Philoſophie und Staatswirthſchaft, 
Docent der Nationalökonomie au der techuiſchen Hochſchule u. ſ. f. Grundzüge 
der Volkswirthſchaftslehre oder der ſocialen und politiſchen Oekono— 
mie. Für den Schulgebrauch und Selbſtunterricht. Wien, Manz, 1885. 

Der Verfaſſer beſitzt die ſeltene Gabe, Vieles mit Wenigem zu ſagen, die 
Grundſätze ganzer Theorien mit einigen präciſen Kennzeichen darzulegen und 
ſcheut erſichtlich nichts fo ſehr, als Abſpannung des Intereſſes. Hiezu geſellt ſich 
der weitere Vorzug einer wirklich getrenen und überall unbefangenen Objectivi⸗ 
tat, welche ſelbſt dem Vergriffenen und Schwärmeriſchen gerecht wird, inſoferne 
das Wahre hieran gebührend erkannt und der entwicklungsfähige Keim aufgezeigt 
iſt. Heute, wo auf dem ökonomiſchen Gebiete eigene, wohlorganiſirte Parteiungen 
ſich energiſch befehden, iſt vollſte Parteiloſigkeit Haupterforderniß einer auf gediegene 
Orientirung iu dieſer Disciplin hinſtrebenden Darſtellung. Sehr löblich iſt auch 
die Idee, viele Details des durch größeren Druck hervorgehobenen eigentlichen 
Gerüſtes der Lehre, dann die Unterſuchungen für gereiftere Leſer, die für ſelbe 
beſtimmten Kritiken und Bezugnahmen auf die Politik u. dgl. in kleinem Drucke 
eizugeben, wodurch die Aufmerkſamkeit der Letzteren zweckdienlich geleitet wird. 
We ſchließlich die früheren literariſchen Arbeiten des Verfaſſers, insbeſondere feine 
„voltsvirkhſchaftlichen und ſocialphiloſophiſchen Eſſays“, kennt, weiß auch die 
ſtiliſtiſch. Eleganz zu würdigen, die eine ſehr erwünſchte Zugabe des ſtofflichen 
Inhaltes beſes Buches bildet, das viel mehr halt, als der Titel verſpricht, was 
heutzutage mot allzu häufig der Fall iſt. R. 


Geſetze und Verordnungen. 
1885. I. Semeſter. 


Reichsgeſetzblatt für die im Meichsrathe vertretenen Königreiche 
and Länder. 


1. Stück. Ausgeg. am 17. Spinner. — 1. Kundmachung des Finanzmini⸗ 
ſteriums vom 18. December 1884, beweffend die Ermächtigung des k. k. Neben- 
zollamtes Stagno in Dalmatien zur zolfreien Behandlung von leeren Retour⸗ 
fäſſern. 2. Verordnung des Finanzmigiſteriums vom 28. December 1884, 
betreffend die Aenderung der bisherigen Beſtimmungen über die Geſchäftsbehand⸗ 
lung und Verrechnung der durch die k. und k. Miſſionen und Conſulate von 
Parteien im Auslande einzuhebenden Stempel- und unmittelbaren Gebühren. — 
3. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 10. Jänner 1885, betreffend die 
Zuweiſung der Gemeinde Holesovie-Bubua zu dem ſtädtiſch⸗delegirten Bezirks⸗ 
gerichte Kleinſeite und jenem für Uebertretungen in Prag. — 4. Proviſoriſche Ver⸗ 
ordnung des Ackerbauminiſteriums im Einvernehmen mit dem Miniſterium für 
Cultus und Unterricht vom 13. Jänner 1885, betreffend Nachtragsbeſtimmungen 
zu der mit der proviſoriſchen Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 
28. Februar 1879 erfolgten Regelung der Abhaltung von Befähigungsprüfungen 
für Candidaten landwirthſchaftlicher Lehrerſtellen an Ackerbauſchulen. a 
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miniſteriums vom 18. Jänner 1885, betreffend einige Abänderungen der beftehen- 
den Uniformirungsvorſchrift für Staatsbeamte. — 6. Verordnung des Ackerbau 
miniſteriums vom 13. Jänner 1885, betreffend die Einrechnung der an den k. k. 
Forſtwartſchulen zu Hall, Gußwerk und Bolechow, dann an der Waldbanſchule 
zu Aggsbach verbrachten Lehrzeit in die für die Zulaſſung zur Staatsprüfung 
des Forſtſchutz⸗ und techniſchen Hilfsperſonales erforderliche dreijährige Praxis. 

III. Stück. Ausgeg. am 22. Jänner. 7. Geſetz vom 27. December 
1884, womit die Aushebung der zur Erhaltung des ſtehenden Heeres (Kriegs⸗ 
marine) und der Erſatzreſerve erforderlichen Recrutencontingente im Jahre 1885 
bewilligt wird. — 8. Verordnung des Miniſteriums des Innern und des Han⸗ 
dels vom 17. Jänner 1885, durch welche zum Schutze der bei der Erzeugung 
von Phosphorzündwaaren beſchäftigten Perſonen bezüglich der in den Betriebs— 
anlagen erforderlichen Einrichtungen und Vorkehrungen Anordnungen getroffen 
werden. 

IV. Stück. Ausgeg. am 4. Februar. — 9. Geſetz vom 16. Jänner 1885, 
betreffend die Errichtung des Ezarkowski'ſchen Familien-Fideicommiſſes — 
10. Geſetz vom 16. Jänner 1885, betreffend die Errichtung des Georg Chriſtian 
Fürſt von Lobkowicz'ſchen Realfideicommiſſes. 

V. Stück. Ausgeg. am 4. Februar. — 11. Kundmachung des Miniſteriums 
für Landesvertheidigung und des Finanzminiſteriums vom 23, December 1884, 
womit die nachträgliche Einreihung der Gemeinde Terebleſtie in der Bukowina 


in die 5. Claſſe des Militär⸗Zinstarifes (R. G. Bl. Nr. 140 ex 1881) verlaut- 


bart wird. — 12. Verordnung des Handelsminiſters im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium des Innern vom 15. Jänner 1885, womit die Miniſterialverord— 
nung von 30. December 1883 (R. G. Bl. Nr. 5 ex 1884), betreffend die Ein— 
theilung der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder in neue Aufſichts⸗ 
bezirke für die Amtshandlungen der Gewerbeinſpectoren, abgeändert wird. — 
13. Verordnung der Miniſterien des Ackerbaues, des Innern, des Handels und der 
Finanzen vom 22. Jänner 1885, betreffend die Geſtattung der Durchfuhr von 
Bodenerzeugniſſen durch Oeſterreich-Ungarn, ſoferne dieſelbe unter zollämtlichem 
Colloverſchluſſe und unter Zollcontrole erfolgt. 

VI. Stück. Ausgeg. am 8. Februar. — 14 Conceſſion vom 20. Jänner 
1885 für die Trambahn von Wien (Schottenring) zum Bahnhofe der Kahlen⸗ 
bergbahn in Nußdorf mit einer eventuellen Abzweigung nach Heiligeuftadt. — 
15. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 31. Jänner 1885, betreffend die 
Aufhebung des Anſagepoſtens Hum⸗Baſtaci und Errichtung eines Anſagepoſtens 
in Celebic. — 16. Verstdun., ver Handelsminiſteriums vom 1. Februar 1885 
bezüglich der theilweiſen Abänderung der h. o. Verordnung vom 8. September 
1884, in Betreff der Einrichtung des Beſtelldienſtes von Poſtfrachten an Adreſſa— 
ten in Wien. 

VII. Stück. Ausgeg. am 28. Februar. — 17. Kundmachung des Handels— 
miniſteriums im Einvernehmen mit den Miniſterien des Junern und der Finan— 
zen vom 30. Jänner 1885, betreffend das Verbot des Hauſirhandels im Gebiete 
des Curbezirkes Arco. 18. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unter 
richt vom 2. Februar 1885, mit welcher eine proviſoriſche Abänderung des 8 96 
der evangeliſchen Kirchenverfaſſung verlautbart wird. — 19. Verordnung der 
Miniſterien der Juſtiz und der Finanzen vom 6. Februar 1885, betreffend die 
Ausdehnung des Geſetzes vom 23. März 1874 R G. Bl. Nr. 29) auf das 
Schiedsgericht des landſchaftlichen Lagerhauſes in Junsbruck — 20. Verordnung 
des Handelsminiſteriums vom 17. Februar 1885, betreffend die Aenderungen im 
Verfahren bei der Beſtellung conſignirter Poſtanweiſungen und Nachnahme-Poſt⸗ 
anweiſungen. — 21. Geſetz vom 21. Februar 1885, betreffend die Verlängerung 
der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 31. März 1875 (R. G. Bl. Nr. 52) über die 
zeitweilige Stempel⸗ und Gebührenbefreiung, daun die Erleichterungen im Verfahren 
bei den die Löſchung kleiner Satzpoſten bezweckenden Verhandlungen. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 11. März. 22. Geſetz vom 8. März 1885, 
betreffend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung. 

IX. Stück. Ausgeg. am 21. März. — 23. Geſetz vom 3. März 1885, 
betreffend die Eröffnung eines Nachtragscredites zum Staatsvoranſchlage für das 
Jahr 1884 behufs Beſchaffung einer Reſidenz für den griechiſch-katholiſchen 
Biſchof in Stauislau. — 24. Geſetz vom 7. Marz 1885, betreffend die Ueber⸗ 
laſſung der jogenaunten St. Wenzel-Strafanftalt in Prag an die dortige Stadt- 
gemeinde und den Neubau einer Männev-Strafanftalt nächſt Prag. — 25. Geſetz 
vom 8. März 1885, betreffend die Eröffnung von außerordentlichen Crediten 
behufs Erbauung eines auatomiſchen Juſtitutes für die Wiener Univerfität auf 
der Area des ehemaligen Gewehrfabriksgebäudes in der Währingerſtraße. — 
26. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 10. März 1885, betreffend die Acti⸗ 
virung des Kreisgerichtes Suczawa in der Bukowina. — 27. Geſetz vom 16. März 
1885, betreffend die Herſtellung eines Gebäudes für das böhmiſche Staats⸗Ober⸗ 


ten gymnaſium auf der Neuſtadt in Prag und die Beſchaffung der erforderlichen 
II. Stück. Ausgeg. am 20. Jänner. — 5. Verordnung des Geſammt⸗ 


Geldmittel. 


X. Stück. Ausgeg. am 28. März. — 28. Finanzgeſetz für das Jahr 1885 
vom 26. März 1885. 

XI. Stück. Ausgeg. am 4. April. — 29. Geſetz vom 7. März 1885, 
betreffend die Gebührenbefreiung der im Grunde des Landesgeſetzes vom 9. Decem- 
ber 1883 (L. G. Bl. Nr. 13 ex 1884) über die Karſtaufforſtung in Görz und 
Gradisca zu errichtenden Verträge und ſonſtigen Urkunden. — 30. Geſetz vom 
20. März 1885, betreffend die Rückzahlung der auf Grund des Geſetzes vom 
3. Mai 1873 (R. G. Bl. Nr. 72) den im Jahre 1873 in Joachimsthal durch 
Brand Beſchädigten aus Staatsmitteln gewährten unverzinslichen Vorſchüſſe. — 
31. Geſetz vom 20. März 1885, betreffend die Rückzahlung der auf Grund des 
Geſetzes vom 10. Juni 1872 (R. G. Bl. Nr. 75) den durch Ueberſchwemmungen 
im Frühjahre 1872 heimgeſuchten Gegenden des Königreiches Böhmen ans 
Staatsmitteln gewährten Vorſchüſſe. — 32. Geſetz vom 20. März 1885, betreffend 
die Rückzahlung des auf Grund des Geſetzes vom 16. Juli 1871 (R. G. Bl. 
Nr. 71) den in Tachau durch Ueberſchwemmung Beſchädigten aus Staatsmitteln 
gewährten Darlehens. 33. Geſetz vom 31. März 1885, betreffend die 
Gewährung von Unterſtützungen aus Staatsmitteln für die hilfsbedürftigſte 
Bevölkerung in den durch Elementarereigniſſe im Jahre 1884 heimgeſuchten 
Gegenden von Niederöſterreich, Mähren und Schleſien. 

XII. Stück. Ausgeg. am 16. April. — 34. Geſetz vom 2. April 1885, 
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in Wien. — 51. Geſetz vom 15. April 1885, betreffend die Steuer⸗ und 
Gebührenfreiheit der auf Wechſelſeitigkeit beruhenden Vereine. — 52. Verordnung 
des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 23. April 1885, mit welcher eine 
proviſoriſche Abänderung der 88 42, 12, 93 ce und 123 der evangeliſchen Kirchen⸗ 
verfaſſung verlautbart wird. 

XXI. Stück. Ausgeg am 2. Mai. — 53. Conceſſionsurkunde vom 
5. März 1885 für die Locomotiv⸗Eiſenbahn von Hannsdorf an die Reichsgrenze 
gegen Ziegenhals nebſt Abzweigungen. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 6. Mai. — 54. Verordnung der Minifterien 
des Innern, der Juſtiz, des Handels und des Ackerbaues vom 10. April 1885, 
betreffend die Abwehr und Tilgung des Rauſchbrandes der Rinder und des 
Rothlaufes der Schweine. — 55. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
21. April 1885, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Udritſch zu dem Spren⸗ 
gel des Bezirksgerichtes Buchau in Böhmen. — 56. Verordnung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 27. April 1885, betreffend eine Abänderung der Verordnung 
vom 20. Jäuner 1884 (R. G. Bl. Nr. 13) Hinfichtlich der Bewilligung zur 
Ausfuhr von Bier gegen Steuerrückvergütung. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 13. Mai. — 57. Verordnung des Handels⸗ 
miniſters im Einvernehmen mit dem Miniſter für Cultus und Unterricht vom 
24. April 1885, betreffend die Bezeichnung von gewerblichen Unterrichtsanſtalten, 


womit beſtimmt wird, wem die Geldbußen verfallen, welche als Disciplinar- deren Zeugniſſe zum Antritte von handwerksmäßigen Gewerben berechtigen. — 


ſtrafen gegen Notare und Notarsſubſtituten nach 8 158 der Notariatsordnung 
vom 25. Juli 1871 (R. G. Bl. Nr. 75) verhängt werden. — 35. Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 12. April 1885 zur Durchführung des Geſetzes vom 
2. April 1885 (R. G. Bl. Nr. 34), welches beſtimmt, wem die als Disciplinar⸗ 
ſtrafen gegen Notare und Notarsſubſtituten nach $ 158 der Notariatsordnung 
verhängten Geldbußen verfallen. — 36. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
10. April 1885, betreffend die wechſelſeitige Vollſtreckung civilgerichtlicher Erkennt⸗ 
niſſe und Entſcheidungen in der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie und in dem 
Canton Waadt. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 16. April. 37. Uebereinkommen vom 
9. Auguſt 1883 zwiſchen der Regierung Seiner kaiſerlichen und königlichen 
Apoſtoliſchen Majeſtät und der Regierung Seiner Majeſtät des Königs von 
Italien zur Regelung der Fiſcherei im Gardaſee. — 38. Verordnung der Mini⸗ 
ſterien des Ackerbaues, des Innern und der Finanzen vom 7. April 1885 zu 
dem mit Italien abgeſchloſſenen Uebereinkommen vom 9. Auguſt 1883 (R. G. 
Bl. Nr. 37 ex 1885), betreffend die Regelung der Fiſcherei im Gardaſee. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 21. April. 39. Kundmachung des 
Miniſteriums für Landesvertheidigung und des Finanzminiſteriums vom 
10. März 1885, womit die nachträgliche Einreihung der Stadtgemeinde Leipnik 
in die 7. Claſſe des Militär⸗Zinstarifes (R. G. Bl. Nr. 140 ex 1881) verlaut- 
bart wird. — 40. Geſetz vom 11. April 1885, betreffend die weitere zeitweilige 
Einſtellung der Wirkſamkeit der Geſchwornengerichte für den Kreisgerichtsſprengel 
Cattaro in Dalmatien. — 41. Geſetz vom 11. April 1885, betreffend die Aus⸗ 
dehnung der nach Artikel IV und V des Geſetzes vom 7. Juni 1881 (R. G. Bl. 
Nr. 49) eintreteuden Begünſtigungen der Grundſteuerträger. 

XV. Stück. Ausgeg. am 23. April. — 42. Geſetz vom 4. April 1885 
wegen Abänderung der Staatsgarantie der böhmiſchen Weſtbahn und der Beſtim⸗ 
mungen über die Emlöſung dieſer Bahn durch den Staat. — 43. Geſetz vom 
14. April 1885, betreffend Aenderungen der 88 1 und 2 des Geſetzes vom 
27. December 1880 (R. G. Bl. Nr. 151), betreffend Abänderungen der Erwerb⸗ 
und Einkommenſteuergeſetze und Vorſchriften in ihrer Anwendung auf Erwerbs- 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften und Vorſchußcaſſen. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 24. April. 44. Kaiſerliches Patent vom 
23. April 1885, betreffend die Auflöſung des Hauſes der Abgeordneten des Reichs⸗ 
rathes und die Vornahme der Neuwahlen für dasſelbe. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 25. April. — 45. Conceſſionsurkunde vom 
10. März 1885 für die Locomotiv⸗Eiſenbahn von Wien nach Wiener⸗Neudorf. 
— 46. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 21. April 1885, betreffend die 
Zuweiſung der Gemeinde Luſtizza zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Caftel- 
nuovo in Dalmatien. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 30. April. — 47. Geſetz vom 19. April 1885, 
mit welchem proviſoriſche Veſtimmungen über die Dotation der katholiſchen Seel⸗ 
ſorgegeiſtlichkeit erlaſſen werden. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 30. April. — 48. Geſetz vom 23. März 1885, 
mit welchem einige Beſtimmungen hinſichtlich der Pfandleihergewerbe erlaſſen 
werden. — 49. Verordnung der Miniſterien des Handels, des Innern, der 
Finanzen und der Juſtiz vom 24. April 1885, betreffend den Betrieb des 
Pfandleihergewerbes. 

XX. Stück. Ausgeg. am 30. April. — 50. Geſetz vom 11. April 1885 
über die Veräußerung des Aerarialgebäudes Conſc.⸗Nr. 799 in der Jacobergaſſe 


58. Geſetz vom 25. April 1885, betreffend die Regelung der Fiſcherei in den 
Binnengewäſſern. — 59. Kundmachung des Geſammtminiſteriums vom 26. April 
1885, in Betreff des Beſchluſſes des Reichsrathes über die kaiſerliche Verordnung 
vom 28. Juli 1884 (R. G. Bl. Nr. 130), mit welcher Unterſtützungen aus 
Staatsmitteln für die durch Ueberſchwemmungen heimgeſuchten Gegenden von 
Galizien, Lodomerien und Krakau bewilligt wurden. — 60. Geſetz vom 27. April 
1885 über die tauſchweiſe Ueberlaſſung von Objecten des unbeweglichen Staats⸗ 
eigenthumes. — 61. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 28. April 1885, 
betreffend die Behandlung des Eeckert'ſchen Centrifugal⸗Maiſch⸗ und Kühlapparates 
in den der Steuerpauſchalirung nach der Leiſtungsfähigkeit des Maiſchraumes 
unterworfenen Branntweinbrennereien. — 62. Verordnung des Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 29. April 1885, womit die in der proviſoriſchen Schifffahrts⸗ und 
Strompolizeiordnung für die ober- und niederöſterreichiſche Strecke der Donau 
enthaltenen Beſtimmungen für die Durchfahrt der Ruderfahrzeuge und Dampf⸗ 


ſchiffe durch die Steiner-Donaubrücke (Verordnung des Handelsminiſteriums vom 


31. Auguſt 1874 (R. G. Bl. Nr. 122) II. Abſchnitt B II) abgeändert werden. 
— 63. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 30. April 1885, womit nach⸗ 
trägliche Beſtimmungen zu der Aichordnung vom 19. December 1872 (R. G. Bl. 
Nr. 171), dann zu den Vorſchriften, betreffend die Aichung von Maiſchbottichen 
(R. G. Bl. Nr. 107 ex 1879) veröffentlicht werden. — 64. Verordnung des 
Handelsminiſteriums vom 1. Mai 1885, betreffend die Annahme von Frachten 
durch die Poſtpacketbeſteller in Wien. 

XXIV. Stück. Ausgeg am 20. Mai. — 65. Geſetz vom 29. April 1885, 
betreffend die Zugeſtändniſſe und Bedingungen für den Bau der Mühlkreisbahn. 

66. Geſetz vom 1. Mai 1885, betreffend die Zugeſtändniſſe und Bedingungen 
für den Bau der Localbahnen Hatna⸗Kimpolung, Hliboka⸗Berhometh mit der 
Abzweigung Karapeziu⸗Czudin und Hadikfalva-Radautz. 67. Geſetz vom 
1. Mai 1885, betreffend die Zugeſtändniſſe und Bedingungen für den Bau 
einer Localbahn von Laibach nach Stein. — 68. Kundmachung des Finanzmini⸗ 
ſteriums vom 7. Mai 1885, betreffend die Erweiterung der Verzollungsbefug⸗ 
niſſe des Hauptzollamtes II. Claſſe in Serajevo. 69. Verordnung der Miniſter 
des Handels und des Jnnern vom 12. Mai 1885, womit das Formulare der 
Arbeitsbücher für gewerbliche Hilfsarbeiter feſtgeſtellt wird. 

XXV. Stück. Ausgeg. am 23. Mai. 70. Conceſſionsurkunde vom 
21. April 1885 für die Locomotiv⸗Eiſenbahn von Salzburg zur öſterreichiſch⸗ 
bayeriſchen Reichsgrenze in der Richtung gegen Berchtesgaden. — 71. Geſetz 
vom 25. April 1885, betreffend die Herſtellung einer Eiſenbahn von Doboj über 
Donja⸗Tuzla nach Simin⸗Han. — 72. Geſetz vom 1. Mai 1885, betreffend die 
Zugeſtändniſſe und Bedingungen für den Bau einer Localbahn von Lemberg nach 
Rawa ruska. — 73. Geſetz vom 3. Mai 1885 über die Veräußerung mehrerer 
Objecte des unbeweglichen Staatseigenthums und über die Art der Verwendung 
des Erlöſes. — 74. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels 
vom 5. Mai 1885, betreffend die theilweiſe Herabſetzung des Preiſes für Eiſen⸗ 
bahnfrachtbriefe mit eingedrucktem Stempelzeichen. 75. Verordnung des 
Handelsminiſteriums vom 6. Mai 1885, betreffend die Zulaſſung von Zünd⸗ 
hütchen, Zündſpiegeln und Metallpatronen zum Poſttransporte. 

XXVI. Stück. Ausgeg. am 30. Mai. — 76. Geſetz vom 11. Mai 1885, 
betreffend die Zuſtimmung zu dem Beſchluſſe des krainiſchen Landtages, bezüglich 
der für den krainiſchen Grundentlaſtungsfond in den Jahren 1885 und 1886 
einzuhebenden Zuſchläge zu den directen Steuern. — 77. Geſetz vom 15. Mai 


1885, betreffend die Abänderung der 88 2 und 6 des Geſetzes vom 14. Juni 
1868 (R. G. Bl. Nr. 62). — 78. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 25. Mat 
1885, betreffend die Maßſtäbe für die Pauſchalirung der Rübenzuckerſteuer in 
der Betriebsperiode 1885/86, ferner das Maß der Sicherſtellung für die all⸗ 
fällige Rübenzuckerſteuer⸗Nachzahlung. — 79. Erlaß des Finanzminiſteriums 
vom 25. Mai 1885, betreffend das Maß der Sicherſtellung für den von den 
Rübenzuckerfabriken zu leiſtenden Erſatz von Coutrolkoſten in der Betriebsperiode 
1885/86. — 80. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 25. Mai 1885, womit für 
die Betriebsperiode 1885/86 Beſtimmungen hinſichtlich der Zählwerke in Diffu⸗ 
ſionsfabriken erlaſſen werden. — 81. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 
25. Mai 1885, betreffend die Ermächtigung der königl. ungariſchen Hauptzoll⸗ 
amts-Expoſitur am Bahnhofe in Semlin zur Austrittsbehandlung von Zucker, 
dann der in Drenkova beſtehenden Expoſitur des königl. ungariſchen Hauptzoll⸗ 


amtes in Orſova zur Austrittsbehandlung von gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten, | 


Bier und Zucker. 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 2. Juni. — 82. Verordnung des Handels⸗ 
miniſters im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern vom 27. Mai 1885, 
womit auf Grund des § 74 a) des Geſetzes vom 8. März 1885 (R. G. Bl. 
Nr. 22) beſondere Beſtimmungen bezüglich der Arbeitspauſen im Gewerbsbetriebe 
erlaſſen werden. — 83. Verordnung des Handesminiſters im Einvernehmen mit 
dem Miniſter des Innern und dem Miniſter für Cultus und Unterricht vom 
27. Mai 1885, womit auf Grund des 8 75 des Geſetzes vom 8. März 1885 
(R. G. Bl. Nr. 22) die gewerbliche Arbeit an Sonntagen bei einzelnen Kate⸗ 
gorien von Gewerben geſtattet wird. — 84. Verordnung des Handelsminiſters 
im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern vom 27. Mai 1885, womit auf 
Grund des 8 95 des Geſetzes vom 8. März 1885 (R. G. Bl. Bl. Nr. 22) die 
Nachtarbeit jugendlicher Hilfsarbeiter für beſtimmte Kategorien von Gewerben 
geſtattet wird. — 85. Verordnung des Handelsminiſters im Einvernehmen mit 
dem Miniſter des Innern vom 27. Mai 1885, womit auf Grund des 8 96 a) 
des Geſetzes vom 8. März 1885 (R. G. Bl. Nr. 22) einzelnen Gewerbekategorien 
die Verlängerung der täglichen Arbeitszeit um eine Stunde gewährt und bei den 
Gewerbeunternehmungen mit ununterbrochenem Betriebe die Arbeitszeit behufs 
Ermöglichung des wiederkehrend erforderlichen Schichtwechſels geregelt wird. 
86. Verordnung des Handelsminiſters im Einvernehmen mit dem Miniſter des 
Innern vom 27. Mat 1885, womit auf Grund des $ 96 b) des Geſetzes vom 
8. März 1885 (R. G. Bl. Nr. 22) jene Kategorien von fabriksmäßig betriebenen 
Gewerbsunternehmungen bezeichnet werden, bei denen jugendliche Hilfsarbeiter 
zwiſchen dem vollendeten 14. und dem vollendeten 16. Jahre, ſowie Frauens⸗ 
perſonen überhaupt zur Nachtarbeit verwendet werden dürfen. 


XXVIII. Stück. Ausgeg. am 11. Juni. — 87. Gefetz vom 13. Mai 1885, 
betreffend die Gewährung eines Beitrages aus Staatsmitteln zu den Koſten der 
im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom Lande zu errichtenden neuen 
Zwangsarbeitsanſtalt. — 88. Kundmachung der Minifterien der Finanzen und 
des Handels vom 20. Mai 1885, betreffend die Errichtung neuer Zollabfer⸗ 
tigungsſtellen an der Seeküſte in Dalmatien. — 89. Geſetz vom 24. Mai 1885, 
womit ſtrafrechtliche Beſtimmungen iu Betreff der Zuläſſigkeit der Anhaltung in 
Zwangsarbeits⸗ oder Beſſerungsanſtalten getroffen werden. — 90. Geſetz vom 
24. Mai 1885, betreffend die Zwangsarbeits⸗ und Beſſerungsanſtalten.— 
91. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 2. Juni 1885, betreffend die Er⸗ 
richtung eines Nebenzollamtes I. Claſſe in Eiſenbahnhofe zu Moldau. 


XXIX. Stück. Ausgeg. am 12. Juni. — 92. Geſetz vom 10. März 1885, 
wodurch das Miniſterium der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
zum Abſchluſſe eines Uebereinkommens wegen Vermehrung der Kupferſcheide⸗ 
münze mit dem Miniſterium der Länder der ungariſchen Krone ermächtigt wird. 
— 93. Geſetz vom 2. April 1885, betreffend die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
über die Landwehr. — 94. Kaiſerliche Verordnung vom 18. Mai 1885, betreffend 
die Gewährung von weiteren Unterſtützungen aus Staatsmitteln für die durch 


die Ueberſchwemmungen vom Jahre 1884 heimgeſuchten Gegenden von Galizien, 
Lodomerien und Krakau. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 


J. Stück. Ausgeg. am 7. Jänner. — 1. Geſetz vom 21. December 1884, 
betreffend die Abänderung des 8 7 des Geſetzes vom 16. December 1882, 
L. G. Bl. Nr. 69. — 2. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns vom 2. Jänner 1885, 2. 43, betreffend die der 
Stadtgemeinde Wien ertheilte Bewilligung zur Ausschreibung und Einhebung der 
bisher bewilligten erhöhten ſtädtiſchen Umlagen für die Zeit vom Jahre 1885 
angefangen bis Ende des Jahres 1890, ſowie zur Forterhebung des 25 Percent 
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überſteigenden Zuſchlages zur landesfürſtlichen Verzehrungsſteuer von einigen 
Verbrauchsgegenſtänden auf die gleiche Dauer. 

II. Stück. Ausgeg. am 23. Jänner. — 3. Kundmachung des k. k. Statt 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 1. Jänner 1885, 
Z. 60.789, betreffend die Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent über- 
ſteigenden Umlagen in den Gemeinden Eilfang und Pyhra. — 4. Kundmachung 
des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 
6. Jänner 1885, Z. 60.853, betreffend die Ertheilung des Oeffentlichkeitsrechtes 
und Feſtfetzung der Verpflegstaxe für das Kaiſer Franz Joſef⸗Bezirkskrankenhaus 
zu Jaromer in Böhmen. — 5. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz⸗ 
herzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 9. Jänner 1885, 3. 744, betreffend 
die Bewilligung zur Einhebung einer 155percentigen Umlage in der Gemeinde 
Gloggnitz. 6. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſter⸗ 
reich unter der Enns vom 13. Jänner 1885, Z. 483, betreffend die Feſtſetzung 
der täglichen Verpflegsgebühren in den allgemeinen öffentlichen Krankenanſtalten 
Tirols und in der Gebärklinik zu Innsbruck für das Jahr 1885. — 7. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns 
vom 13. Jänner 1885, Z. 638, betreffend die Feſtſetzung der täglichen Ver⸗ 
ö pflegsgebühr im St. Johannesſpitale in Salzburg. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath der niederöſterreichiſchen 
Statthalterei Franz Freiherrn von Krauß mit der einſtweiligen Leitung der 
Polizeidirection in Wien betraut und ihm tarfrei den Titel und Charakter 
eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Franz Ritter Reya de 
Caſtelletto in Trieſt den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbergrathe Joſeph Schmidhammer in 
Neuberg das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsrath im k. k. Finanzminiſterium 
Ferdinand Einfall zum Rechnungsdirector der Statthalterei in Innsbruck 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Inſpector der General-Inſpection der öfter- 
reichiſchen Eiſenbahnen Rudolph Ritter Kratochwil von Löwenfeld den Titel 
und Charakter eines Oberinſpectors und dem Commiſſär Heinrich Kavich den 
Titel und Charakter eines Inſpectors der General-Inſpection der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirks⸗Poſtcommiſſären Eduard Rehfeld, 
Joſeph Czermak und Ludwig Noe in Wien das goldene Verdienſtkreuz mit 


| 
der Krone verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Archivsadjuncten im k. und k. Reichs⸗Finanzmini⸗ 
ſterium Karl Edlen von Hofer anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und 
Charakter eines Hilfsämter-Directors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter-Directionsadjuncten im k. und k. Reichs⸗ 
Finanzminiſterium Joſeph Gibale anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Ingenieure Rudolph Wittmann, Franz Welwarsky und Franz Ta yerle zu 
Oberingenieuren und die Bauadjuncten: Anton Felix, Anton Heyer, Iſidor 
Kletzl, Ladislaus Hekſch, Wilhelm Weingärtner, Ferdinand Marhaun und 
Joſeph Swoboda zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Böhmen 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Finanzrathes 
bekleideten Finanzſeeretär Anton Strahowsky zum Finanzrathe der Finanz⸗ 
Landesdirection in Brünn und den Finanzſecretär Wilhelm Komarek zum 
Finanzrathe derſelben Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Haupteaſſier Franz Fuchſig zum Controlor 
der Staatscentralcaſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Ingenieuraſſiſtenten der Karl⸗Ludwig⸗Bahn 
Wenzel Przetocki zum Salinenbau⸗ und Maſchineninſpector der Finanz⸗ 
Landesdirection in Lemberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Haupteaſſier Ernſt Pokorny zum Controlor 
der niederöſterreichiſchen Landeshauptcaſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Caſſeadjuneten Johann Ker ſch und Karl 
Ange lo zu Hauptcaſſieren der Staatscentralcaſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Rechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrevidenten Georg Hraſchan und den Rechnungs⸗ 


revidenten Ludwig Barnig zu Rechnungsräthen des Finanzminiſteriums 
ernannt. 


Erledigungen. 
Kanzleiofficialsſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Görz in der 
zehnten, eventuell Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende December. 
(Amtsbl. Nr. 274.) 
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